
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 09.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Lobbyismus, Mietwesen
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Postulat
Datum 01.01.1965 - 01.01.2021

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bernhard, Laurent
Bühlmann, Marc
Gerber, Marlène
Hirter, Hans
Strohmann, Dirk

Bevorzugte Zitierweise

Bernhard, Laurent; Bühlmann, Marc; Gerber, Marlène; Hirter, Hans; Strohmann, Dirk
2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Lobbyismus, Mietwesen, Postulat,
1990 - 2019. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität
Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 09.04.2024.

01.01.65 - 01.01.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Organisation

1Parlamentsmandat

2Parlamentsorganisation

2Infrastruktur und Lebensraum
2Energie

2Energiepolitik

2Raumplanung und Wohnungswesen

2Mietwesen

01.01.65 - 01.01.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

Büro-NR Büro des Nationalrates

Bureau-CN Bureau du Conseil national

01.01.65 - 01.01.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Die Bundesverwaltung sei heute ein Akteur mit viel Macht, begründete Thomas Burgherr
(svp, AG) seinen Vorstoss für mehr Transparenz hinsichtlich Lobbying durch die
Verwaltung. Sie könne nicht nur Prozesse anregen und steuern sowie dank
Dossierkenntnis und Formulierungen von Gesetzen Politik beeinflussen, sondern sie
habe Mittel und Instrumente, die es ihr auch erlaubten, ganz subtil Einfluss zu nehmen
und so eigene Interessen durchzusetzen. Bundesbeamte hätten zwar eigentlich den
Auftrag, Politiker zu unterstützen, sie würden aber Kampagnen führen und Einfluss auf
die Meinungsbildung nehmen. Auch die Wissenschaft zeige – Burgherr nannte die
Namen Wolf Linder und Kurt Eichenberger, ohne aber auf konkrete Studien zu
verweisen –, dass die unpolitische Verwaltung eine Fiktion sei. Der Bundesrat müsse
deshalb in einem Bericht aufzeigen, wo, wann und wie die Verwaltung politisch tätig sei.
Justizministerin Karin Keller-Sutter, die den Bundesrat vertrat, begründete dessen
Empfehlung zur Ablehnung des Postulats mit dem Vertrauen ins Parlament. Es sei sicher
so, dass die Verwaltung mehr Einfluss habe als früher, weil dort auch einfach mehr
Wissen vorhanden sei. Dies mache sich das Parlament ja aber auch bei
parlamentarischen Initiativen selber zu Nutze, bei welchen der Bundesrat ja keinen
Einfluss habe, weil das Parlament direkt mit Bundesbeamten zusammenarbeite. Sie
habe bisher noch nie gehört, dass das Parlament mit dieser Zusammenarbeit nicht
zufrieden gewesen sei. Sie denke auch, dass das Parlament genug mündig sei, zu
beurteilen, ob und wann die Verwaltung Einfluss nehme, und entsprechend
Gegensteuer zu geben. Einen wohl ziemlich aufwändigen Bericht der Regierung
brauche es dazu deshalb nicht. 
Dies schien auch die Mehrheit des Nationalrats so zu sehen, die mit 112 gegen 61
Stimmen (2 Enthaltungen) das Postulat Burgherr ablehnte. 1

POSTULAT
DATUM: 13.06.2019
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Zwar ist die Offenlegung der Interessenbindungen im Parlamentsgesetz geregelt, die
Umsetzung genüge aber nicht. Diese Meinung vertrat die Grüne Fraktion in einem
Postulat, mit dem sie das Büro-NR beauftragte, eine Analyse durchzuführen, mit der
gezeigt werden soll, ob auf der Liste und bei der Behandlung einzelner Geschäfte stets
alle relevanten Interessenbindungen auch tatsächlich offengelegt werden. Das Büro
unterstützte dieses Anliegen. Es werde mögliche Änderungen gegebenenfalls auch in
seine Sammelinitiative zu verschiedenen Änderungen des Parlamentsrechts aufnehmen.
Es müsse eine umfassende Diskussion zum Thema Transparenz in der Einflussnahme auf
die Parlamentsarbeit geführt werden. 
Die Grüne Fraktion hatte in ihrem Postulat zusätzlich gefordert, zu prüfen, ob alle
Berufe und Arbeitgeber, aber auch der Hinweis, dass aus Gründen des
Berufsgeheimnisses keine Angaben gemacht würden, auf der Liste der
Interessenbindungen vermerkt werden sollen. Nachdem das Büro aber nur die
unverbindliche Prüfung annehmen wollte, zogen die Grünen diese Punkte ihres
Postulats zurück. Im Nationalrat wurde das derart gestutzte Postulat ohne Diskussion
angenommen. 2

POSTULAT
DATUM: 16.12.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parlamentsorganisation

Mit einem Postulat regte Stamm (fdp, AG) an, dass das Verhalten der Nationalräte bei
Namensabstimmungen für eine breite Öffentlichkeit mit den Mitteln der EDV (z.B. über
Internet) transparent gemacht werden soll. Um sich gegen die nach Ansicht Stamms
selektive Informationsverbreitung der Medien zu wehren, wären in diese Datenbank
aber auch Begründungen der Parlamentarier für ihre Stimmabgabe aufzunehmen. Der
Nationalrat stimmte der ersten Forderung - die ja seit Sommer 1996 mit der Publikation
des Ratsprotokolls auf Internet weitgehend erfüllt ist - zu, lehnte die zweite jedoch
deutlich ab. 3

POSTULAT
DATUM: 22.03.1996
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Suite à l’adoption d’un postulat Wasserfallen (plr, BE) par le Conseil national en mars, le
Conseil fédéral a été chargé de proposer des mesures permettant de promouvoir
l'investissement dans l'efficacité énergétique des bâtiments sur le marché du
logement. Le dépositaire a fait valoir que le droit du bail en vigueur n'incitait guère à de
tels investissements. 4

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
LAURENT BERNHARD

Le Conseil national a adopté un postulat Jans (ps, BS) portant sur le modèle du « Green
Deal Loan ». Ce système vient d’être mis en place en Grande-Bretagne et permet aux
propriétaires de demander un crédit d'investissement afin de financer la rénovation
énergétique de leurs logements. Le Conseil fédéral a reçu le mandat d’établir si le
« Green Deal Loan » pouvait servir de modèle pour la Suisse. 5

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
LAURENT BERNHARD

Raumplanung und Wohnungswesen

Mietwesen

Gutgeheissen wurde ebenfalls ein Postulat des Christlichdemokraten Widrig (SG),
welches nicht nur in seiner eigenen, sondern in allen bürgerlichen Parteien breite
Unterstützung gefunden hatte. Widrig schlug darin dem Bundesrat vor, die Verbriefung
von Hypothekaranlagen zu prüfen und durch die Beseitigung steuerlicher Hemmnisse,
wie die Abschaffung der Stempelsteuer oder eine Reduktion der Verrechnungssteuer,
den Erwerb von Wohneigentum zu fördern. 6

POSTULAT
DATUM: 14.12.1990
DIRK STROHMANN

Die Entwicklung im Bereich der Hypothekarzinsen bewegte auch 1991 viele Mitglieder
des Parlaments. Bereits in der Frühjahrssession wurde im Nationalrat eine Reihe von
Motionen zu diesem Thema eingereicht. Die Motion zur Finanzierung von Hypotheken,
welche der Ständerat Ende letzten Jahres angenommen hatte, wurde von der grossen
Kammer als Postulat überwiesen. 7

POSTULAT
DATUM: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

Bereits im Vorjahr hatten Studien ergeben, dass die starke Zuwanderung insbesondere
in grossen urbanen Zentren zur Wohnungsknappheit beitrage. Ein von einer knappen
Mehrheit der UREK-NR getragenes Postulat forderte 2013 aus diesen Gründen die
Überprüfung einer Ausweitung der flankierenden Massnahmen auf das
Wohnungswesen. Bastien Girod (gp, ZH) erklärte im Namen dieser
Kommissionsmehrheit, steigende Wohnpreise und die dadurch drohende Verdrängung
gewisser lokaler Bevölkerungssegmente wirken sich negativ auf die Akzeptanz der
Personenfreizügigkeit aus. Solche Entwicklungen gelte es aktuell insbesondere aufgrund
hängiger Anliegen wie der Masseneinwanderungs-Initiative, der Ecopop-Initiative sowie
einer möglichen Abstimmung zur Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien zu
verhindern. Eine starke bürgerliche Kommissionsminderheit machte zwar ebenfalls die
Personenfreizügigkeit für den steigenden Druck auf dem Wohnungsmarkt
verantwortlich, erachtete die geforderten flankierenden Massnahmen allerdings nur als
Symptombekämpfung. Walter Wobmann (svp, SO) setzte sich im Namen der Minderheit
anstelle der flankierenden Massnahmen für eine Regulierung der Zuwanderung ein, wie

POSTULAT
DATUM: 19.03.2013
MARLÈNE GERBER
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dies ebenfalls von den beiden hängigen Volksinitiativen gefordert wird. In seiner
Antwort zum Postulat wies der Bundesrat darauf hin, dass die Regierung aufgrund der
Ergebnisse des im Vorjahr publizierten Berichts über die Personenfreizügigkeit und die
Zuwanderung in der Schweiz bereits beauftragt worden war, Massnahmen zur
Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus zu prüfen. Aus diesen Gründen
beantragte er die Annahme des Postulats. Diese wurde im Nationalrat denn auch
beschlossen, allerdings nur knapp: Mit 89 zu 82 Stimmen obsiegten die Fraktionen der
Grünen, SP und GLP mit (gross)mehrheitlicher Unterstützung der CVP- und BDP-
Fraktion. 8

1) AB NR, 2019, S. 1071 f.
2) Po. 16.3276; AZ, 19.12.16
3) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 569 ff. 
4) BO CN, 2013, p. 512.
5) BO CN, 2013, p. 1743.
6) AB NR, 1990, S. 2446
7) AB NR, 1991, S. 203 
8) Po. 12.3662: AB NR, 2013, S. 363 f.
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